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Landtag Brandenburg P-ParIKBB 7/3 S. 2
ParIKBB

anwesende Mitglieder:

3. (öffentliche Sitzung) 20.01.2023

Abgeordnetenhaus von Berlin:
Dr. Kristin Brinker (AfD)
Dennis Buchner (SPD)
Christian Gräff (CDU) - stellv.
Frank-Christian Hansel (AfD) - stellv. zu TOP 2
Stephan Machulik (SPD) - stellv.
Andreas Otto (BQO/GRÜNE)
Carsten Schatz (DIE LINKE)
Mathias Schulz (SPD)
Stefan Taschner (BQO/GRÜNE) ó stellv.
Christian Wolf (FDP) - stellv.

Landtag Brandenburg:
Hans-Christoph Dr. Berndt (AfD)
Mike Bischoff (SPD) - stellv.
Steeven Bretz (CDU) - stellv.
Andreas Galau (AfD)
Daniel Keller (SPD)
Steffen Kubitzki (AfD) - stellv.
Prof. Dr. Ulrike Liedtke (SPD)
Dr. Jan Redmann (CDU)
Clemens Rostock (BQO/GRÜNE) - stellv.
Sebastian Walter (DIE LINKE)
Dr. PhiIip Zeschmann (BVB/FW)



   
   

 
 

  
 

  
 
 
  

 

 

Landtag Brandenburg P-ParIKBB 7/3 S. 3
ParIKBB 3. (öffentliche Sitzung) 20.01.2023

Tagesordnung:

1. Energiestrategie der Hauptstadtregion

2. Mobilität

3. Verschiedenes



   
   

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landtag Brandenburg P-ParIKBB 7/3 S. 4
ParIKBB 3. (öffentliche Sitzung) 20.01.2023

Beschlüsse und Festlegungen:

Vor Eintritt in die Tagesordnung:

Die Konferenz beschließt einstimmig ohne Stimmenthaltungen die unveränderte Tagesord-
nung.

Zu TOP 1:

Einleitend spricht die Landrätin des Landkreises Uckermark, Frau Dörk, ein Grußwort. An-
schließend berichtet der Sprecher der Geschäftsführung der PCK Raffinerie GmbH, Herr
Schairer anhand einer Präsentation über die PCK und die aktuelle Lage. Nach kurzen Rück-
fragen seitens der Mitglieder der Konferenz informiert die Bürgermeisterin der Stadt
Schwedt/Oder, Frau Hoppe, ebenfalls anhand einer Präsentation (Anlage 1.1) über die
Energieversorgung für die Stadt Schwedt/Oder. Weiter berichten der Vorsitzende des Aus-
schusses für Wirtschaft, Arbeit und Energie des Landtages Brandenburg, Herr Abg. Bom-
mert, sowie für den Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Betriebe des Abgeordnetenhau-
ses von Berlin Herr Abg. Valgolio zu den bisherigen Beratungen in den Fachausschüssen
zum Thema (s. dazu auch Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft, Energie und Be-
triebe des Abgeordnetenhauses von Berlin, Anlage 1.2). Die Sicht der Regierungen legen
Herr Staatssekretär Fischer, Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Energie des Landes
Brandenburg sowie Herr Senator Schwarz, Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und
Betriebe des Landes Berlin, dar. Daran schließen sich die Ausführungen der Fraktionen an.
Abschließend stellt die Vorsitzende fest, dass viele Anregungen gegeben worden seien, die
es nun zu vertiefen gelte. Dabei sei ein gemeinsames Handeln gerade bei diesem Thema
umso wichtiger.

Zu TOP 2:

Einführend berichten der Vorsitzende des Ausschusses für Mobilität des Abgeordnetenhau-
ses von Berlin, HerrAbg. Ronneburg, und der Vorsitzende des Ausschusses für Infrastruktur
und Landesplanung des Landtages Brandenburg, Herr Abg. Münschke, über die gemein-
same Sitzung der beiden Fachausschüsse (Anlagen 2.1 und 2.2). An die Vorträge von Frau
Staatssekretärin Dr. Niedbal, SenatsvenNaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Kli-
maschutz des Landes Berlin, und Herrn Staatssekretär Genilke, Ministerium für Infrastruktur
und Landesplanung des Landes Brandenburg, schließt sich die Runde der Fraktionen an.
Abschließend stellt der Vorsitzende fest, dass dieses Thema auch weiterhin im Austausch
gemeinsam behandelt werde.

Zu TOP 3:

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die nächste Sitzung der Parlamentarischen Konfe-
renz für die Zeit vor oder nach den sitzungsfreien Wochen im Sommer 2023 anvisiert sei.



   
   

 
 
 

 

 
 

 

 

 

  

 
 

 

  

 
 

Landtag Brandenburg P-ParIKBB 7/3 S. 5
ParIKBB 3. (öffentliche Sitzung) 20.01.2023

Als Themen seien, nachdem die entsprechenden Fachausschüsse hierzu getagt hätten,
vorgesehen:

- Regionalentwicklungsplanung unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklung
des Wohnungsmarktes
- Kinderó und Jugendbeteiligung

Anlage/n:

Zu TOP 1:

1.1 Präsentation der Bürgermeisterin der Stadt Schwedt/Oder

1.2 Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft, Energie und Betriebe des Abgeord-
netenhauses von Berlin

Zu TOP 2:

2.1 Stellungnahme des Ausschusses für Mobilität des Abgeordnetenhauses von Berlin

2.2 Stellungnahme des Ausschusses für Infrastruktur und Landesplanung des Landtages
Brandenburg
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Abgeordnetenhaus B E R LIN
Der stellvertretende Vorsitzende
des Ausschusses ýir Wirtschaý, Energie
und Betriebe

Abgeordnetenhaus von Berlin ó 10111 Berlin-Mme

An den
Prýsidenten
des Abgeordnetenhauses von Berlin
Herm Dennis Buchner

Uber HI B
ó Herrn Hellriegel ó

ó im Hause ó
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Bitte um Themenvorbereitung ýir die 3. Sitzung der Parlamentarischen Konferenz
Berlin-Brandenburg am 20. Januar 2023
hier: Ihre Schreiben vom 2. September 2022 und vom 30. November 2022

Sehr geehrter Herr Prýsident,

ich bedanke mich herzlich ýir IhIe Schreiben vom 2. September 2022 und vom
30. November 2022 und mechte Ihnen mitteilen, dass trotz ailer Anstrengungen keine ge-
meinsame Sitzung mit dem Ausschuss ýir Wirtschaft, Arbeit and Energie des Landtages
Brandenburg zu dem Thema ,,Energiestrategie der Hauptstadtregionì vereinbart werden konn-
te. Zudem sieht es so aus, class each bis zur néichsten Sitzung der Parlamentarischen Konfeó
renz BerlinóBrandenburg am 20. Januar 2023 keine gemeinsame Sitzung stattýnden ìnird.
Unser Ausschuss hat sich bereits im Oktober 2022 an das Brandenburgische Pendant gewandt
and drei Termine ýir cine gemeinsame Sitzung vorgeschlagen. Leider warden alle drei Ter-
mine seiteris des Brandenburgischen Ausschusses nicht angenommen und auch keine Gegen-
vorschléige unterbreitet.

Der Ausschuss ýjr Wirtschaft, Energie and Betriebe hat daher seinerseits das Thema ,,Eneró
giestrategie der Hauptstadtregionì in der 16. Sitzung am 7. Dezember 2022 behandelt und
mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, Biindm's 90/Die Griinen und Die Lin-
ke gegen die Stimmen der Fraktion der CDU und der AfD-Fraktion bei Enthaltung der Frakti-
on der FDP beschlossen, gegenýber der Parlamentarischen Konferenz Berlin~Brandenburg
folgende Stellungnahme abzugeben:

Niederkirchnerstraýe 5, 10117 Berlin-Mine
{ehemaliger Preuféischer Landtag) Inteme Telefonaummer: 99407 -

ë U-Bahnhof S~Bahnhof DB-Bahnhof Bus Internet: http://www.parlamcnt~berlinlde
: Petsdamer Platz Anhalter Bhf. Pozsdamer Piatz M 29, M 41, M 48, BóMaii: WiEnBe@pariamentóberlin,de
. Kochstraýe Potsdamer Platz M 85, 200 Fýr Dokumente mit elektronischer Signatur verwenden
Q ; Sie bitte: Venwaitung@parlamentóberlinëde

Anlage 1.2
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Abgeordnetenhaus von Berlin - 101 ll Berlin-Mitte

An den
Präsidenten
des Abgeordnetenhauses von Berlin
Herrn Dennis Buchner

Über III B
ó Herrn Heliriegel ó

ó im Hause ó
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Bitte um Themenvorbereitnng für die 3. Sitzung der Parlamentarischen Konferenz
Berlin-Brandenburg am 20. Januar 2023
hier: Ihre Schreiben vom 2. September 2022 und vom 30. November 2022

Sehr geehrter Herr Präsident,

ich bedanke mich herzlich ýir Ihre Schreiben vom 2. September 2022 und vom
30. November 2022 und möchte Ihnen mitteilen, dass trotz aller Anstrengungen keine ge-
meinsame Sitzmg mit dem Ausschuss ýir Wirtschaft, Arbeit und Energie des Landtages
Brandenburg zu dem Thema ÑEnergiesu'ategieder Hauptstadtregionì vereinbart werden konn-
te. Zudem sieht es so aus, dass auch bis zur nächsten Sitzung der Parlamentarischen Konfe-
renz Berlin-Brandenburg am 20. Januar 2023 keine gemeinsame Sitzung stattýnden wird.
Unser Ausschuss hat sich bereits im Oktober 2022 an das Brandenburgische Pendant gewandt
und drei Termine für eine gemeinsame Sitzung vorgeschlagen. Leider wurden alle drei Ter-
mine seitens des Brandenburgischen Ausschusses nicht angenommen und auch keine Gegen-
vorschläge unterbreitet.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Betriebe hat daher seinerseits das Thema ÑEner-
giestrategie der Hauptstadtregionì in der 16. Sitzung am 7. Dezember 2022 behandelt und
mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Lin-
ke gegen die Stimmen der Fraktion der CDU und der AfD-Fraktion bei Enthaltung der Frakti-
on der FDP beschlossen, gegenüber der Parlamentarischen Konferenz Berlin-Brandenburg
folgende Stellungnahme abzugeben:

Niederkirchnersu'aße 5, 101 17 Berlin-Mitte

Ç(eiwaalfnafhaaraýnsh Immetslefonnummen 9949.2-
5_U-Balmhof SóBahnhof 93-73t55" Bus Ç'lntemet: httpMIWwibarlamei-ii-berlindgi
- Potsdamer Platz Anhalter Bhf. Potsdamer Platz M 29, M 41, M 48, ' E-Majl: WiEnBe@parlament-berlin.de
Kochstraße Potsdamer Platz M 85, 200 - Für Dokumente mit elektronischer Signatur verwenden

i Sie bitte: Verwaltung@parlamentóberlin.de



-2-

Das Land Berlin setzt seinen Weg der konsequenten Umsetzung der Pariser Klimaziele fort
and beschleunigt dariiber hinaus die Energie- und Warmewende und den Umstieg auf Erneu-
erbare Energien. Kohlendioxidernissionen werden in Berlin bis 211m Jahr 2030 um mindestens
70 Prozent gesenkt, bis zum Iahr 2040 um mindestens 90 Prozent und spatestens bis zurn Jahr
2045 um mindestens 95 Prozent im Vergleich zu der Gesamtsumrne der Kohlendioxidemissi-
onen des Jahres 1990 verringert.
Ziel ist es, die Energieversorgung Berlins so schnell Wie miiglich C02 neutral umzustellen.
Klimaschutz mit dem Ziel der klimaneutralen Bnergieversorgung ist als Querschnittsaufgabe
ý'ir alle Ressorts handlungsleitend. Das Land Berlin setzt sich daýir ein, class Berlin und das
Land Brandenburg eine gemeinsame klimaneutrale Energieregion werden, ihre Zusammenar-
beit vertiefen und Synergien heben. Ziel soil es sein, die Region Berlin-Brandenburg als bei-
spieigebende Modeliregion der Energiewende zu entwickeln. Daýir muss die Gemeinsame
Innovationsstrategie der Lander Berlin und Brandenburg (InnoBB) mit dem Ziel der Dekar-
bonisierung der Wirtschaft und der Klimaneutralitéit erganzt werden, darnit erneuerbare Ener-
gien in allen Clustern aber auch cluster-ýbergreifend zur Energieversorgung eingesetzt wer-
den.
Vor dern Hintergrund des Ukraine Krieges und der damit verbnndenen Energiepreiskrise und
der Energiepreissteigerungen zeigt sich noch einmal deutlich, wie wichtig eine sichere Ener-
gieversorgimg ý'ir alle Burgerinnen und Berger sowie Unremehmen und Selbststandige der
Metropolregion ist und dass Maýnahmen zum Energiesparen und zur C02 Reduktion einen
Beitrag ýir eine stabile Energieversorgung leisten. Der Bund und die Lander haben eine be-
sondere Verantwortung, die Energieversorgungssicherheit in Deutschland zu gewahrleisten
und mýssen in Bezug auf neue dezentrale emeuerbare Energielésungen ihre gesetzliche
Pþicht enger organisieren and Vorkehrungen treffen, damit es zu keinen Stromausfaëllenund
anderen Versorgimgsunterbrechungen kornrnt. Das Land Berlin sieht in einer gesicherten und
bezahlbaren Energieversorgung eine notwendige Daseinsversorgung. Fýr alle Býrgerinnen
und Býrger sowie Unternehmen und Selbststandige miissen Energiekosten bezahlbar bleiben.
Daýjr erwartet das Land Berlin, dass der Bund weiterhin Zuschi'isse und Kreditprogramme
zur Stiitzung der Konjunktur, zur Entlastung von Haushalten und zur Transformation der
Energieversorgung bin 21: einer C02 neutralen erneuerbaren Energieversorgung bereitstellt.
In Berlin gibt es Beratungsó und Ferdennéglichkeiten fiir mehr Energieefýzienz ýber die Ko-
ordinierungsstelle ýir Klimaschutz und Energieefýzienz im Betrieb (KEK) ýir Berliner Un-
ternehmen. Diese Beratungsó and F'clrdennijglichkeiten werden verstetigt und weiter ausgeó
baut sowie regeimaýig auf ihre Wirksamkeit hin evaluiert.

Zur Beschleunigung des Umstiegs auf emeuerbare Energien werden die Maýnahmen des Ber-
liner Energie- und Klimaschutzprograrmns ýberarbeitet und ambitioniert angepasst. Das Ber-
liner Energie- und Klimaschutrogramm (BEK) wird zu einer urnfassenden Energie- und
warmestrategie des Landes Berlin weiterentwickelt. Aufbauend auf dem Energieatlas und
einem Warmekataster wird im Rahmen einer integrierten Infrastrulmirplanung eine gesamtó
stéidtische und ressortýbergreifende Warmeplanung enmickelt. Die Wanneleitplanung Wird in
der Bauleitplanung berýcksichtigt. Das Land Berlin erméglicht und unterstýtzt hochefýziente
Kraý-WéirmeóKopplungsprojekte sowie andere emeuerbare Strom-
[Warmeerzeugungsanlagen
Das Land Berlin will die Zusamrnenarbeit mit Brandenburg auch im Bereich der Energiever-
sorgung starken und bei der Entwicklung und Umsetzung emeuerbarer Energieformen als
Region zusamrnenarbeiten. Dies ist ýir das Erreichen der Klimaneutralitat unerlasslich. Be-
sonders den Ausbau der Wasserstofftechnologie im Cluster Energietechnik will Berlin gen
meinsam mit Brandenburg vorantreiben. Die Enëmricklung einer gerneinsamen Wasser-
stoffstrategie mit Brandenburg soil den Einsatz von grýnem Wasserstoff in der Region er-
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Das Land Berlin setzt seinen Weg der konsequenten Umsetzung der Pariser Klimaziele fort
und beschleunigt darüber hinaus die Energie- und Wärmewende und den Umstieg auf Erneu-
erbare Energien. Kohlendioxidemissionen werden in Berlin bis zum Jahr 2030 um mindestens
70 Prozent gesenkt, bis zum Jahr 2040 um mindestens 90 Prozent und spätestens bis zum Jahr
2045 um mindestens 95 Prozent im Vergleich zu der Gesamtsumme der Kohlendioxidemissió
onen des Jahres 1990 verringert.
Ziel ist es, die Energieversorgung Berlins so schnell wie möglich C02 neutral umzustellen.
Klimaschutz mit dem Ziel der klirnaneutralen Energieversorgung ist als Querschnittsaufgabe
ýir alle Ressorts handlungsleitend. Das Land Berlin setzt sich dafür ein, dass Berlin und das
Land Brandenburg eine gemeinsame klimaneutrale Energieregion werden, ihre Zusammenar-
beit vertiefen und Synergien heben. Ziel soll es sein, die Region Berlin-Brandenburg als bei-
spielgebende Modellregion der Energiewende zu entwickeln. Daýir muss die Gemeinsame
Innovationsstrategie der Länder Berlin und Brandenburg (InnoBB) mit dem Ziel der Dekar-
bonisierung der Wirtschaft und der Klimaneutralität ergänzt werden, damit erneuerbare Ener-
gien in allen Clustern aber auch Cluster-übergreifend zur Energieversorgung eingesetzt wer-
den.
Vor dem Hintergrund des Ukraine Krieges und der damit verbundenen Energiepreiskrise und
der Energiepreissteigerungen zeigt sich noch einmal deutlich, wie wichtig eine sichere Ener-
gieversorgung ýir alle Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen und Selbstständige der
Metropolregion ist und dass Maßnahmen zum Energiesparen und zur C02 Reduktiori einen
Beitrag für eine stabile Energieversorgung leisten. Der Bund und die Länder haben eine be-
sondere Verantwortung, die Energieversorgungssicherheit in Deutschland zu gewährleisten
und müssen in Bezug auf neue dezentrale erneuerbare Energielösungen ihre gesetzliche
Pþicht enger organisieren und Vorkehrungen treffen, damit es zu keinen Stromausfällen und
anderen Versorgungsunterbrechungen kommt. Das Land Berlin sieht in einer gesicherten und
bezahlbaren Energieversorgung eine notwendige Daseinsversorgung. Für alle Bürgerinnen
und Bürger sowie Unternehmen und Selbstständige müssen Energiekosten bezahlbar bleiben.
Daýir erwartet das Land Berlin, dass der Bund weiterhin Zuschüsse und Kreditprograrnrne
zur Stützung der Konjunktur, zur Entlastung von Haushalten und zur Transformation der
Energieversorgung hin zu einer Ä02 neutralen erneuerbaren Energieversorgung bereitstellt.
In Berlin gibt es Beratungs- und Fördennöglichkeiten für mehr Energieefýzienz über die Ko-
ordinierungsstelle ý'rr Klimaschutz und Energieefýzienz im Betrieb (KEK) für Berliner Un-
ternehmen. Diese Beratungsó und Fördermöglichkeiten werden verstetigt und weiter ausge-
baut sowie regelmäßig auf ihre Wirksamkeit hin evaluiert.

Zur Beschleunigung des Umstiegs auf erneuerbare Energien werden die Maßnahmen des Ber-
liner Energie- und Klimaschutzprogramms überarbeitet und ambitioniert angepasst. Das Ber-
liner Energie- und Klimaschutzrirogramm (BEK) wird zu einer umfassenden Energie- und
Wärmestrategie des Landes Berlin weiterentwickelt. Aufbauend auf dem Energieatlas und
einem Wärmekataster wird im Rahmen einer integrierten Infrastrukturplanung eine gesamt-
städtische und ressortübergreifende Wärmeplanung entwickelt. Die Wärmeleitplanung wird in
der Bauleitplanung berücksichtigt. Das Land Berlin ermöglicht und unterstützt hochefýziente
Kraý-Wärme-Kopplungsprojekte sowie andere emeuerbare Strom-
IWär-meerzeugungsanlagen.
Das Land Berlin will die Zusammenarbeit mit Brandenburg auch im Bereich der Energiever-
sorgung stärken und bei der Entwicklung und Umsetzrmg erneuerbarer Energieformen als
Region zusammenarbeiten. Dies ist für das Erreichen der Klimaneutralität unerlässlich. Be-
sonders den Ausbau der Wasserstofftechnologie im Cluster Energietechnik will Berlin geu
meinsam mit Brandenburg vorantreiben. Die Entwicklung einer gemeinsamen Wasser-
stoffstrategie mit Brandenburg soll den Einsatz von grünem Wasserstoff in der Region er-
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leichtern. Um entstehende Abwarme zu nutzen, will das Land Berlin Standorte irn Berliner
Fernwarmenetz freihalten, um eine Nutzung mit Anlagen der Hydrolyse dort zu realisieren
und andere geeignete Abwéirmequellen zu identiýzieren and 21.1 nutzen. Fiir die Anwendung
von emeuerbarem Wasserstoff sollen Fdrderprograrnrne des Bundes genutzt und durch eine
Ferderung beider Bundesléinder erganzt werden. Die landeseigenen Betriebe werden bei der
Nutzung der griëmenWasserstoffteclmologie eingebunden.
Das Land Berlin will auf alien technisch mdglichen Dach-, Gebëaude und Verkehrsþachen
Solarenergieanlagen bauen and daýir reehtliche und býrokratische Hýrden abbauen, 2B. das
Denkmal- und Barnecht muss entsprechend angepasst werden. Der Master-plan Solarcity wird
weiter vorangetrieben, um das Ausbauziel von mindestens 25 Prozent an der Berliner Strom-
erzeugung mdglichst schon 2035 zu erreichen. Fýr Solaranlagen von Privatpersonen und der
fentliehen Hand soll weiterhin die Beauftragung der Berliner StadMerke genutzt werden.
Ein gesamtstadtischer histallationsplan ýjr Solaranlagen Wird erstelltë Dabei fungiert die (if-
fentliche Hand als Vorbild. Mieterstrom ist wesentlicher Baustein ýr die Erschlieýung der
PhotovoltaikóPotenziale auf Dachern und an Gebauden. Die Beteiligung der Mieterinnen und
Mieter hat wesentlichen Anteil an der Energiewende.
Die Berliner Stadtwerke sind zentraler Dienstleister ýir Mieterstromprojekte, Quartiersidsun-
gen, Ladesaulen und den Solaró und Windenergieausbau sowie ýir Warmeprojekte in Berlin
und verstarken ihr Engagement ýir Energieprojekte in der Region Berlin Brandenburg. Die
Kooperation mit den Berliner Wohnungsbaugesellschaften fiir emeuerbare Energieprojekte
Wird ausgebaut.
1m Bereich der Windenergie will das Land Berlin mit Brandenburg verstarkt zusamrnenarbei-
ten, aber auch eigene Potentiale erschiieýen. Zusýtzlieli soilen Klein-Windmlagen auf Wohn-
hausem und (iffentlichen Gebauden ermdglicht werden. Windenergieanlagen durch die Berli-
ner Stadtwerke sollen unter Beteiligung der Brandenburger Kornmunen und Berliner Bezirke
gebaut werden.
Das Land Berlin setzt zur Reduktiori von Gas und C31 als Warmequelie verstarkt auf Geother-
mie-Anlagen, damit die Zahl der Menschen, die Erdwarme ýjr ihre Bnergieversorgung nut-
zen, weiter zunimrnt. Bie Erprobung von Tiefengeothennie wird fortgesetzt. Die effizientere
Nutzung der Abwa'rme aus der Mþllverbrennung, der Abwarme ans lndustrieprozessen und
Rechenzentren und Abó und Flusswasserwýrme soll vorangebracht werden.
Weitere Potentiale zur Reduktion von Energieverbrduchen siehr Berlin bei der Verrneidung
von Abrissen von Gebauden und anderer baulicher Anlagen (Sanierung vor Abriss 11nd wenn
Abriss dann Kreislaufwirtschaft und Recycling von Bauabfallen bzw. Lagerung zur Wieder~
verwendung von Bau- und Ausbauteilen). Das Land Berlin Wird Maýnahmen zur Efýzienzw
steigerung beim Einsatz emeuerbarer Energien vorantreiben, urn weitere Senknngen von
Energieverbrauchen zu erreichen.
Gemeinsam mit Brandenburg und im Sehulterschluss mit der Handwerkskarnrner und der
IHK will das Land Berlin Fachkrafte in Energie- und Klimawende relevanten Berufen gewin-
nen, ausbilden und in der Region halten.
Der aufgesetzte Hartefallfonds Energie soll welterentwickelt werden, damit auch die Bundes~
ebene bei der Ubernahme von Energieschulden hilft und Menschen vor dem Existenzmini-
mum schiitzt.
Das Land Berlin und die landeseigenen Unternehrnen mýssen ihrer Verantworrung bei der
Energiewende gerecht werden und eine Vorreiterrolle einnehmen. Die energetische Optimie-
rung der Landesliegenschaften ist genauso Ziel der Berliner Klimaschutzó und Energiemaýó
nahmen, Wie auch die energetische Erneuerung der Fuhrparks der gesamten dffentlichen
Hand. lni Zuge der Umsetzung des Energiewendegesetzes Berlin wird sich das Land Berlin
mit dem Land Brandenburg ins Benehmen setzen, damit die Bundeslénder eine gemeinsame
Strategic ýir gleiche Lebensverhaltnisse und eine stabile erneuerbare Energieversorgung ent-
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leichtem. Um entstehende Abwärme zu nutzen, will das Land Berlin Standorte im Berliner
Fernwärmenetz freihalten, um eine Nutzung mit Aniagen der Hydrolyse dort zu realisieren
und andere geeignete Abwärmequellen zu identiýzieren und zu nutzen. Für die Anwendung
von emeuerbarem Wasserstoff sollen Förderprogramrne des Bundes genutzt und durch eine
Förderung beider Bundesländer ergänzt werden. Die landeseigenen Betriebe werden bei der
Nutzung der grünen Wasserstofftechuologie eingebunden
Das Land Berlin will auf allen technisch möglichen Dach-, Gebäude und Verkehrsflächen
Solarenergieanlagen bauen und daýir rechtliche und bürokratische Hürden abbauen, z.B. das
Denkmal- und Baurecht muss entsprechend angepasst werden. Der Masterplan Solarcity wird
weiter vorangetrieben, um das Ausbauziel von mindestens 25 Prozent an der Berliner Strom-
erzeugung möglichst schon 2035 zu erreichen. Für Solaranlagen von iírivatpersonen und der
öý'entlichen Hand soll weiterhin die Beauftragung der Berliner Stadtwerke genutzt werden.
Ein gesamtstädtischer Installationsplan ýir Solaranlagen wird erstellt. Dabei fungiert die öfó
fentliche Hand als Vorbild. Mieterstrorn ist wesentlicher Baustein ýir die Erschließung der
Photovoltaik-Potenziale auf Dächem und an Gebäuden. Die Beteiligung der Mieterinnen und
Mieter hat wesentlichen Anteil an der Energiewende.
Die Berliner Stadtwerke sind zentraler Dienstleister ý'u' Mieterstromprojekte, Quartiersiösunó
gen, Ladesäulen und den Solaró und Windenergieausbau sowie ý'rr Wärmeprojekte in Berlin
und verstärken ihr Engagement ýir Energieprojekte in der Region Berlin Brandenburg. Die
K00peration mit den Berliner Wohnungsbaugesellschaften ýir emeuerbare Bnergieprojekte
wird ausgebaut.
Im Bereich der Windenergie will das Land Berlin mit Brandenburg verstärkt zusammenarbei-
ten, aber auch eigene Potentiale erschließen. Zusätzlich sollen Klem-Windanlagen auf Wohn-
häusern und öffentlichen Gebäuden ermöglicht werden. Windenergieanlagen durch die Berli-
ner Stadtwerke sollen unter Beteiligung der Brandenburger Kommunen und Berliner Bezirke
gebaut werden.
Das Land Berlin setzt zur Reduktion von Gas und Öl als Wärmequelle verstärkt auf Genther-
mie-Anlagen, damit die Zahl der Menschen, die Erdwärme für ihre Energieversorgung nut-
zen, weiter zunimmt. Die Erprobung von Tiefengeothermie wird fortgesetzt. Die efýzientere
Nutzung der Abwärme aus der Müllverbrennung, der Abwärme aus Industrieprozessen und
Rechenzentren und Ab- und Flusswasserwärme soll vorangebracht werden.
Weitere Potentiale zur Reduktion von Energieverbrauchen sieht Berlin bei der Vermeidung
von Abrissen von Gebäuden und anderer baulicher Anlagen (Sanierung vor Abriss und wenn
Abriss dann Kreislaufwirtschaft und Recycling von Bauabfa'llen bzw. Lagerung zur Wieder-
verwendung von Bau- und Ausbauteilen). Das Land Berlin wird Maßnahmen zur Efýzienzó
steigerung beim Einsatz emeuerbarer Energien vorantreiben, um weitere Senkungen von
Energieverbräuchen zu erreichen.
Gemeinsam mit Brandenburg und im Schulterschluss mit der Handwerkskammer und der
IHK will das Land Berlin Fachkräfte in Energie- und Klimawende relevanten Berufen gewin-
nen, ausbilden und in der Region halten.
Der aufgesetzte Härtefallfonds Energie soll weiterentwickelt werden, damit auch die Bundes-
ebene bei der Übernahme von Energieschulden hilft und Menschen vor dem Existenzmini-
mum schützt.
Das Land Berlin und die landeseigenen Unternehmen müssen ihrer Verantwortung bei der
Energiewende gerecht werden und eine Vorreiterrolle einnehmen. Die energetische Optimie-
rung der Landesliegenschaften ist genauso Ziel der Berliner Klimaschutz- und Energiemaßó
nahmen, wie auch die energetische Erneuerung der Fuhrparks der gesamten öffentlichen
Hand. Im Zuge der Umsetzung des Energiewendegesetzes Berlin wird sich das Land Berlin
mit dem Land Brandenburg ins Benehmen setzen, damit die Bundesländer eine gemeinsame
Strategie ýir gleiche Lebensverhältnisse und eine stabile emeuerbare Energieversorgung ent-
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wickeln. Hierzu gehbíren Klimaanpassungsmaýnahmen, die Windenergie und der Solarausó
bau. Es mýssen neben Klimaschutzplénen auch insbesondere Energiesparplane und Umstel-
lungskonzepte mit Zeitó und Maýnahmenpléímen in Hauptverwaltung, Bezirksverwaltung und
Eiffentlichen Unternehmen zeitnah gefasst, umgesetzt und auf ihre Wirkung hin evaluiert wer-
den.
Der Kohleausstieg vor 2030 hat fur das Land Berlin Prioritéit. Daýir 301] die Steinkohlenut-
zung im Kraftwerk Moabit bis spéitestens 2026 und im Kraftwerk Reuter-West bis spitestens
2028/29 beendet werden.
Im Rahmen der gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg will das Land Berlin eine
gemeinsarne Energieinfrastrukturplanung implementieren. Eine Erweiterung bestehender
Braunkohletagebaue lehnt das Land Berlin ab. Eine emeute Nutzung von Braunkohle bleibt
ýir Berlin ausgeschlossen.
Das Land Berlin fasst bei einer méglichen Rekommunalisierung der Vattenfall Wéirme und
der GASAG alle erforderlichen institutionellen und eigentumsrechtlichen Ver'émderungen so,
dass die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewahrt werden und die Ar-
beitsverhéiltnisse zu unverýnderícen Bedingungen und unter Wahrung des gesamten Besitz-
standes fortgeýihrt werden. Ziel ist es, mehr Einþuss auf die Netze zu gewinnen und maýgeb-
lich die Dekarbonisierung der Wérmeversorgung und Netze anzugehen. Das schafft dauerhaft
Handlungsspielréume gegen Energiearmut, aber auch zur Bewéiltigung der Folgen des Klió
rnawandels und der Energiekrise. Den gesetzlichen Auftrag zur Preisýberprýfung wird das
Land Berlin zeitnah einleiten. Das Land Berlin wird unter staatlicher Kontrolle MaBnahmen
gegen Energiearmut einleiten und so z.B. die Zahl der Stromó und Gassperren verringern und
bei sozialen Héirten ganz vermeiden. Die Energieschuldenberatung der Verbraucherzentrale
wird verstetigít. Das Land Berlin setzt sich auf bundespolitischer und europýischer Ebene ýir
ein Verbot V011 StromSperren und die Ubernahme von Zahlungsausfallen durch die Sozialleis-
tungstréger ein. Das Land Berlin nimmt die aktuellen klimapolitischen Herausforderungen an
und stellt sicher, dass neue Energiequellen, wie z.B. synthetische Gase wie Wasserstoff, Soó
lar- und Windenergie, schnell als Altemativen ýir die Ersetzung der fossilen Energie ýir die
breite Bevélkerung zur Verýigung stehen.

Mit freundlichen GrýBen
v 75/ M
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JéiëgíStroedter
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wickeln. Hierzu gehören Klimaanpassungsmaßnahmen, die Windenergie und der Solaraus-
bau. Es müssen neben Klimaschutzplänen auch insbesondere Energiesparpläne und Umstel-
lungskonzepte mit Zeitó und Maßnahmenplänen in Hauptverwaltung, Bezirksverwaltung und
öffentlichen Unternehmen zeitnah gefasst, umgesetzt und auf ihre Wirkung hin evaluiert wer-
den.
Der Kohleausstieg vor 2030 hat für das Land Berlin Priorität. Daýir soll die Steinkohlenut-
zung im Kraftwerk Moabit bis spätestens 2026 und im Kraftwerk Reuter-West bis spätestens
2028/29 beendet werden.
Im Rahmen der gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg will das Land Berlin eine
gemeinsame Energieinfrasnukturplanung implementieren. Eine Erweiterung bestehender-
Braunkohletagebaue lehnt das Land Berlin ab. Eine erneute Nutzung von Braunkohle bleibt
ýir Berlin ausgeschlossen.
Das Land Berlin fasst bei einer möglichen Rekommunalisierung der Vattenfall Wärme und
der GASAG alle erforderlichen institutionellen und eigentumsrechtlichen Veränderungen so,
dass die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewahrt werden und die Ar-
beitsverhältnisse zu unveränderten Bedingungen und unter Wahrung des gesamten Besitzó
Standes fortgeführt werden. Ziel ist es, mehr Einþuss auf die Netze zu gewinnen und maßgeb-
lich die Dekarbom'sierung der Wärmeversorgung und Netze anzugehen. Das schafft dauerhaft
Handlungsspielräurne gegen Energiearmut, aber auch zur Bewältigung der Folgen des Klió
mawandels und der Energiekrise. Den gesetzlichen Auftrag zur Preisüberprüfung wird das
Land Berlin zeitnah einleiten. Das Land Berlin wird unter staatlicher Kontrolle Maßnahmen
gegen Energiearmut einleiten und so z.B. die Zahl der Stromó und Gassperren verringern und
bei sozialen Härten ganz vermeiden. Die Energieschuldenberatimg der Verbraucherzentrale
wird verstetigt. Das Land Berlin setzt sich auf bundespolitischer und europäischer Ebene ýir
ein Verbot von Stromsperren und die Übernahme von Zahlungsausfällen durch die Sozialleis-
tungsträger ein. Das Land Berlin nimmt die aktuellen klimapolitischen Herausforderungen an
und stellt sicher, dass neue Energiequellen, wie z.B. synthetische Gase wie Wasserstoff, So-
lar- und Windenergie, schnell als Alternativen für die Ersetzung der fossilen Energie ýir die
breite Bevölkerung zur Verfügung stehen.

Mit ý'eundlichen Grüßen
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Bitte um Themenvorbereitung fiir die 3. Sitzung der Parlamentarischen Konferenz
Berlin-Brandenburg am 20. Januar 2023
hier: Ihr Schreiben vom 2. September 2022

Sehr geehrter Herr Prýsident,

der Ausschuss fur Mobilit'zit hat am ll. November 2022 eine gemeinsame Sitzung mit dem
Ausschuss fur Landesplanung und Infrastruktur des Landtages Brandenburg im Landtag
Brandenburg in Potsdam durchgeýihrt. Neben den Mitgliedern beider Ausschýsse waren von
der Senatsverwaltung ýir Umwelt, Mobilitét, Verbraucheró 11nd Klimaschutz Frau Senatorin
Jarasch und Frau StaatssekretëairinDr. Niedbal sowie ýir das Ministerium ýir Infrastruktur und
Landesplanung Herr Staatssekretéir Genilke anwesend.

Themenschwerpunkte ware-n dabei der Ausbau des Schienenverkehrs in der Region Berlin-
Brandenburg in Verbindung mit dem Investitionsprograrnrn i2030 der Lander Berlin und
Brandenburg und des Verkehrsverbunds Berlin-Brandenburg (VBB) sowie die Pendlerver-
þechtungen (Kfz-Verkehr, Ferderung des Urnweltverbundes insbesondere Busverkehre, Rad-
schnellwege, Ferderung von Multimodalitéit wie Park+Ride, Bike+Ride). Zum gemeinsamen
Schienenverkehr wurden Herr Arm, Abteilungsleiter Angebot und Inýastruktur beirn Ver-
kehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB) und Herr Wilhelm vom Býndnis Sehiene Berlin-
Brandenburg (BSBB) angeh'c'vrt und beantworteten Fragen der Mitglieder beider Ausschýsse.

Beide Ausschýsse kamen ýberein, in regelmiþigen Abstéinden gemeinsame Sitzungen abzu-
halten, um sich stetig auszutauschen und in den Diskurs zu gehen.

In seiner l9. Sitzung am 18. Januar 2023 hat der Ausschuss ýir Mobilitéit emeut die Tages-
ordnungspunkte der gemeinsamen Sitzung aufgerufen und ausgewertet. Er hat mehrheitlich
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Bitte um Themenvorbereitung für die 3. Sitzung der Parlamentarischen Konferenz
Berlin-Brandenburg am 20. Januar 2023
hier: Ihr Schreiben vom 2. September 2022

Sehr geehrter Herr Präsident,

der Ausschuss für Mobilität hat am 11.November 2022 eine gemeinsame Sitzung mit dem
Ausschuss für Landesplanung und Infrastruktur des Landtages Brandenburg im Landtag
Brandenburg in Potsdam durchgeýihrt. Neben den Mitgliedern beider Ausschüsse waren von
der Senatsverwaltung ýir Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz Frau Senatorin
Jarasch und Frau Staatssekretärin Dr. Niedbal sowie für das Ministerium ýir Infrastruktur und
Landesplanung Herr Staatssekretär Genilke anwesend.

Themenschwerpunkte waren dabei der Ausbau des Schienenverkehrs in der Region Berlin-
Brandenburg in Verbindung mit dem Investitionsprograrnm i2030 der Länder Berlin und
Brandenburg und des Verkehrsverbunds Berlin-Brandenburg (VBB) sowie die Pendlerver-
þechtungen (Kfz-Verkehr, Förderung des Umweltverbundes insbesondere Busverkehre, Rad-
schnellwege, Förderung von Mtþtimodalität wie Park+Ride, Bike+Ride). Zum gemeinsamen
Schienenverkehr wurden Herr Arm, Abteilungsleiter Angebot und Infrastruktur beim Ver-
kehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB) und Herr Wilhelm vom Bündnis Schiene Berlin-
Brandenburg (BSBB) angehört und beantworteten Fragen der Mitglieder beider Ausschüsse.

Beide Ausschüsse kamen überein, in regelmäßigen Abständen gemeinsame Sitzungen abzu-
halten, um sich stetig auszutauschen und in den Diskurs zu gehen.

In seiner 19. Sitzung am 18. Januar 2023 hat der Ausschuss für Mobilität emeut die Tages-
ordnungspunkte der gemeinsamen Sitzung aufgerufen und ausgewertet. Er hat mehrheitlich
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mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen und Die Linke gegen die
Frakëdonender AfD und FDP bei Enthaltung der Fraktion der CDU beschlossen, gegenþber
der Parlamentarischen Konferenz BerlinóBrandenburg nachfolgende Stellungnahrne abzuge-
hen:

Der Mobilit'atsausschuss des Abgeordnetenhauses von Berlin begrýýt das Projekt ,,i2030ì fiir
den Ausbau der Schienenverbindungen zwischen Berlin und Brandenburg. Er fordert die
Landesregierungen Berlins and Brandenburgs auf, dieses Projekt konsequent weiterzuýihren.
Dabei unterstutzt der Mobilitéitsausschuss die Landesregierungen auch bei den Planungen der
in i2030 enthaltenen MaBnahmen des Regionalverkehrs und der S-Bahn. Da NutzenóKosten-
Untersuchungen (NKU) ýir SóBahn-Verbindungen in der jþngsten Vergangenheit negativ
ausgefallen Sind, fordern wir beide Landesregierungen auf, die Eingangsparameter zu ýber-
priifen. Zudem soilen sich beide Lander gegenýber der Bundesregierung einsetzen, dass die
lóliirden der Standardisierten Bewertung ýir NKU dern Ausbau der Schiene nicht mehr in:
Weg stehen und Starker auch andere, nichtómonet ýre Nutzen beriieksichtigen k6nnen. Denn
eine positive NKU ist Voraussetzung daýir, dass Bundesmittel wie aus dem Gemeindeveró
kehrsýnanzierungsgesetz (GVFG) gewéihrt werden, um die Streeken vom Bund ferdern lassen
zu kénnen. Ohne diese Unterstiitzung werden Berlin und Brandenburg den Ausbau der Regi-
onal- und S-Bahn nicht ýnanzieren kénnen. Bis zur Klérung der Berechnungsmethoden for-
dern Wir die Landesregierungen auf, entsprechende Trassen freizuhaiten.

Zur Ostbahn unterstiitzt der Mobilitéitsausschuss die Lander Berlin und Brandenburg dahinge-
hend, dass der Bund seine Zusténdigkeit ýir eine Fernbahnstrecke walnnimmt und die Ver-
bindung Berlin ó Kostrzyn ó Gdansk auf der deutschen Seite mit ertiichtigt. Zugleich werden
die ersten Schritte ýir die Planungen begriiBt, die Berlin, Brandenburg und der VBB auf den
Weg bringen, die Strecke zweigleisig auszubauen and zu elelrtriýzieren. Hierfu'r ist auch die
Aufnahme in das gemeinsame Ausbauprogramm der Lander Berlin und Brandenburg vorzu-
sehen.

Fijr einen attralrtiven S-Baim-Verkehr braucht es Planungssicherheit, mehr Fahrzeuge und
einen stabilen Betrieb mit attrakýven Arbeitsbedingungen. Der Mobilit'atsausschuss fordert
die Lëaënderauf, das laufende Ausschreibungsverfahren enisprechend ohne weitere Verzdgeó
rung voranzubringen und abzuschlieBen. Eine Beteiligung des Landes Brandenburg an der
Fahrzeuggesellschaý wiirde vom Mobilitétsausschuss begriiBt. Darýber hinaus setzt sich der
Mobilitdtsausschuss unabhéngig von der Ausschreibung fiir das Ziel der Kommunalisierung
em.

Bei den Radschnellverbindungen begrfiýt der Mobilitétsaussehuss die Zusammenarbeit der
Lander Berlin und Brandenburg.

Auch begrýýt der Mobilitétsausschuss die Vereinbanmg der Lander Berlin und Brandenburg
zu Bike&Ride und Park&Ride, darnit Mensehen, die nach Berlin fahren wollen, dies ohne
Auto tun kennen bzw. das Fahrrad und Auto sicher abstellen kénnen. Der Mobilitýtsausschuss
fordert den Senaì: auf, den Bezirk Marzahn-Hellersdorf zýgig in Absprache mit dem Land
Brandenburg bei der Begleitung der Planung der Ortsmnfahrung Ahrensfelde durch einen
Býrgerbeirat zu unterstýtzen.

Busse bieten gute Mdglichkeiten, Verbindungen schnell neu aufzubauen. Die Lander Berlin
and Brandenburg werden gebeten, die Busverbindungen ýber einen Taktfahrplan weiter at-
traktiv zu gestalten, darnit mit dem Bus der Zug am néichsten Bahnhof Oder der weitere Bus
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mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke gegen die
Fraktionen der AfD und FDP bei Enthaltung der Fraktion der CDU beschlossen, gegenüber
der Parlamentarischen Konferenz Berlin-Brandenbmg nachfolgende Stellungnahme abzuge-
ben:

Der Mobilitätsausschuss des Abgeordnetenhauses von Berlin begrüßt das Projekt Ñi2030ìýir
den Ausbau der Schienenverbindungen zwischen Berlin und Brandenburg. Er fordert die
Landesregierungen Berlins und Brandenburgs auf, dieses Projekt konsequent weiterzuýihren.
Dabei unterstützt der Mobilitätsausschuss die Landesregierungen auch bei den Planungen der
in i2030 enthaltenen Maßnahmen des Regionalverkehrs und der S-Bahn. Da Nutzen-Kosten-
Untersuchungen (NKU) ýir SóBahn-Verbindungen in der jüngsten Vergangenheit negativ
ausgefallen sind, fordern wir beide Landesregierungen auf, die Eingangspararneter zu über-
prüfen. Zudem sollen sich beide Länder gegenüber der Bundesregierung einsetzen, dass die
Hürden der Standardisierten Bewertung ýir NKU dem Ausbau der Schiene nicht mehr im
Weg stehen und stärker auch andere, nicht-monetäre Nutzen berücksichtigen können. Denn
eine positive NKU ist Voraussetzung daýir, dass Bundesmittel wie aus dem Gemeindever-
kehrsýnanzierungsgesetz (GVFG) gewährt werden, um die Strecken vom Bund fördern lassen
zu können. Ohne diese Unterstützung werden Berlin und Brandenburg den Ausbau der Regió
onal- und SóBahn nicht ýnanzieren können. Bis zur Klärung der Berechnungsmethoden for-
dern wir die Landesregierungen auf, entsprechende Trassen freizuhalten.

Zur Ostbahn unterstützt der Mobilitätsausschuss die Länder Berlin und Brandenburg dahinge-
hend, dass der Bund seine Zuständigkeit für eine Fembahnstrecke wahrnimmt und die Ver-
bindung Berlin ó Kostrzyn ó Gdansk auf der deutschen Seite mit ertüchtigt. Zugleich werden
die ersten Schritte ýir die Planungen begrüßt, die Berlin, Brandenburg und der VBB auf den
Weg bringen, die Strecke zweigleisig auszubauen und zu elektriýzieren. Hierfür ist auch die
Aufnahme in das gemeinsame Ausbauprogramm der Länder Berlin und Brandenburg vorzu-
sehen.

Für einen attraktiven S-Bahn-Verkehr braucht es Planungssicherheit, mehr Fahrzeuge und
einen stabilen Betrieb mit attraktiven Arbeitsbedingungen. Der Mobilitätsausschuss fordert
die Länder auf, das laufende Ausschreibungsverfahren entsprechend ohne weitere Verzöge-
rung voranzubringen und abzuschließen. Eine Beteiligung des Landes Brandenburg an der
Fahrzeuggesellschaft würde vom Mobilitätsausschuss begrüßt. Darüber hinaus setzt sich der
Mobilitätsausschuss unabhängig von der Ausschreibung für das Ziel der Kemmunalisierung
ein.

Bei den Radschnellverbindungen begrüßt der Mobilitätsaussehuss die Zusammenarbeit der
Länder Berlin und Brandenburg.

Auch begrüßt der Mobilitätsausschuss die Vereinbarung der Länder Berlin und Brandenburg
zu Bike&Ride und Park&Ride, damit Menschen, die nach Berlin fahren wollen, dies ohne
Auto tun können bzw. das Fahrrad und Auto sicher abstellen können. Der Mobilitätsausschuss
fordert den Senat auf, den Bezirk Marzahn-Hellersdorf zügig in Absprache mit dem Land
Brandenburg bei der Begleitung der Planung der Ortsumfahrung Ahrensfelde durch einen
Bürgerbeirat zu unterstützen.

Busse bieten gute Möglichkeiten, Verbindungen schnell neu aufzubauen. Die Länder Berlin
und Brandenburg werden gebeten, die Busverbindungen über einen Taktfahrplan weiter at-
traktiv zu gestalten, damit mit dem Bus der Zug am nächsten Bahnhof oder der weitere Bus



zwischen Berlin und Brandenburg. Dazu gehéren gemeinsame Busverkehre ýber die Landesó
grenze von Berlin und Brandenburg, um Express-Linien wie Zubringer zur S-Bahn zu ermbgó
lichen. Hierzu ist ein gemeinsames Ausschreibungsregirne aufzubauen, class Brandenburg
mitýnanzieren 5011.

Der Mobilitatsausschuss betont die Bedeutung des gemeinsarnen Tarifverbundes in Berlin
und Brandenburg im VBB und setzt sich ýir eine gemeinsame Tarifpolitik ein, die die besonó
deren Bedingungen in dem Stadtstaat Berlin und dem Flachenland Brandenburg beriicksich-
tigt. Ziel soll eine attraktive Gestaltung der Ticketpreise sein, die die ýnanziellen Barrieren
zur Nutzung des OPNV so gering wie méglich halt.

Mit freundlichen GrýBen

/.

i ' v //Kristian Rdnéeburg

-3-

zwi5chen Berlin und BrandenbUIg. Dazu gehören _gemeinsameBusverkehre über die Landes-
grenze von Berlin und Brandenburg, um ExpressóLinien wie Zubringer zur S-Bahn zu ermög-
lichen. Hierzu ist ein gemeinsames Ausschreibungsregirne aufzubauen, dass Brandenburg
mitýnanzieren soll.

Der Mobilitätsausschuss betont die Bedeutung des gemeinsamen Tarifverbundes in Berlin
und Brandenburg im VBB und setzt sich ýir eine gemeinsame Tarifpolitik ein, die die bëeson-
deren Bedingungen in dem Stadtstaat Berlin und dem Flächenland Brandenburg berücksieh-
tigt. Ziel soll eine attraktive Gestaltung der Ticketpreise sein, die die ýnanziellen Barrieren
zur Nutzung des ÖPNV so gering wie möglich hält.

Mit freundlichen Grüßen
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Projekt i2030 als wesentlicher Baustein für die Verkehrswende in Berlin und Brandenburg

i2030 hilft Klimaneutralität in Deutschland bis spätestens 2045 zu erreichen

i2030 schafft Voraussetzungen für neue Mobilitätsketten

i2030 erleichtert Pendler*innen den Wechsel zur umweltfreundlichen Schiene

i2030 bindet neue und wachsende Wohn - und Gewerbegebiete an den ÖPNV an
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i2030-Meilensteine

1. Spatenstich in 
Wilhelmsruh für die 
Reaktivierung der 
Heidekrautbahn 
Stammstrecke

Systementscheide
Potsdamer 
Stammbahn und 
PrignitzExpress

Bahngipfel Berlin -
Brandenburg und 
Bildung einer Task -
Force zusammen 
mit dem Bund

Bauliche 
Umsetzung der 
Bahnsteig -
verlängerungen 
auf der RE1

Quellen: VBB, Deutsche Bahn, NEB
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VBB Verkehrsverbund 
Berlin-Brandenburg GmbH 
Stralauer Platz 29, 10243 Berlin
i2030@vbb.de

In Kooperation mit den Ländern Berlin und 
Brandenburg und der DB Netz AG

Stand November 2022
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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Brandenburg und der DB Netz AG
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